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Dienstag, 13. Mai 2025 15h45

MEDIENMITTEILUNG

DIE UREK-N EMPFIEHLT EIN NEIN ZUR KLI-
MAFONDS-INITIATIVE

Die Bundesversammlung — Das Schweizer Parlament 08.08.2025

Die Kommission für Umwelt, Raumplanung
und Energie des Nationalrates lehnt die
Klimafonds-Initiative ohne Gegenvor-
schlag ab. Anstatt Klimapolitik künftig
hauptsächlich über Bundesmittel zu be-
treiben, bevorzugt sie es, das bestehende
System weiterzuentwickeln und so ver-
schiedene Finanzierungsquellen wirksam
zu kombinieren.

Mit 15 zu 8 Stimmen bei einer Enthaltung bean-

tragt die nationalrätliche Kommission für Um-

welt, Raumplanung und Energie (UREK-N), die

Klimafonds-Initiative ( 25.022 ) zur Ablehnung

zu empfehlen. Die Volksinitiative verlangt, dass

deutlich mehr öffentliche Gelder für den Schutz

von Klima und Biodiversität bereitgestellt wer-

den. Dafür soll ein staatlicher Investitionsfonds
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geschaffen werden, in den jährlich Bundesmittel

in der Höhe von 0,5 bis 1 Prozent des Bruttoin-

landprodukts fliessen würden. Die Ausgaben sol-

len nicht der Schuldenbremse unterstellt sein.

Aus Sicht der Kommission steht ein solcher

Staatsfonds im Widerspruch zur bisherigen Kli-

mapolitik, die aus verschiedenen Ansätzen wie

Lenkungsabgaben, Verboten und Geboten, frei-

willigen Zielvereinbarungen sowie Fördermass-

nahmen besteht. Auch wenn das aktuelle System

noch effizienter gestaltet werden kann, scheint

die Kombination verschiedener Finanzierungs-

quellen auch für die Zukunft der beste Weg, um

die Herausforderungen im Bereich Klima anzuge-

hen. Die grundsätzliche Diskussion zum Instru-

mentenmix möchte die Kommission im Rahmen

der bundesrätlichen Vorlage zur Klimapolitik der

2030er Jahre führen.

Die Kommission betont, dass der geforderte

Staatsfonds den Bundeshaushalt übermässig be-

lasten und zu einer hohen Verschuldung führen

würde, was sie ablehnt. Die Kommission hält

fest, dass der Bund heute bereits über 2 Milliar-

den Franken pro Jahr in den Klima-, Energie- und

Biodiversitätsbereich investiert. Ihrer Ansicht

nach wäre es ineffizient, die klimapolitischen

Massnahmen hauptsächlich über Bundesmittel zu

finanzieren. Insbesondere würden hohe Mitnah-

meeffekte die Wirksamkeit schmälern. Ausser-

dem werde das Verursacherprinzip zu wenig be-

achtet.

Die Kommissionsminderheit beantragt, die Volks-

initiative zur Annahme zu empfehlen. Sie ist

überzeugt, dass die Kosten des Nichthandelns

die Kosten der geforderten Investitionen weit

übersteigen würden. Weiter unterstreicht die

Minderheit, dass Fördermassnahmen verglichen
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mit anderen Instrumenten wirksam sind und eine

hohe Akzeptanz geniessen. Zudem würde ein

staatlicher Investitionsfonds zusätzliche private

Investitionen auslösen und damit die Transforma-

tion zu Netto-Null Treibhausgasemissionen ent-

scheidend vorantreiben.

KEIN GEGENVORSCHLAG ZUR KLIMA-
FONDS-INITIATIVE

Mit 21 zu 1 Stimmen bei 2 Enthaltungen lehnt es

die Kommission ab, der Volksinitiative einen indi-

rekten Gegenentwurf gegenüberzustellen. Eine

Minderheit beantragt, den Bundesbeschluss an

die Kommission zurückzuweisen und ihr den Auf-

trag zu erteilen, eine parlamentarische Initiative

auszuarbeiten mit dem Ziel, alle Treibhausgas-

emissionen auf Schweizer Staatsgebiet gemäss

Verursacherprinzip mit einer Abgabe zu belegen.

RODUNGSERSATZ MIT AUFWERTUNGS-
MASSNAHMEN IN BESTEHENDEN WALD-
FLÄCHEN

Mit 15 zu 10 Stimmen hat die Kommission der

Motion Würth 24.3983  («Mehr Flexibilität

beim Rodungsersatz») zugestimmt. Mit einer Än-

derung des Waldgesetzes soll ermöglicht wer-

den, den Rodungsersatz künftig qualitativ zu leis-

ten und bestehende Waldflächen zugunsten der

Natur aufzuwerten. Mit der Massnahme soll ein

Ausweg geschaffen werden, damit beim Ro-

dungsersatz in Gebieten von hohem Nutzungs-

druck bestehendes Kulturland geschont werden

kann. Eine Minderheit lehnt die Motion ab. Sie

ist der Überzeugung, das bestehende Waldge-

setz biete bereits ausreichend Flexibilität, um bei
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Interessenkonflikten verhältnismässige Lösungen

zu finden.

SICHERUNG VON DEPONIERAUM FÜR
HOLZASCHEN ÜBER 2025 HINAUS

Mit 13 zu 12 Stimmen stimmt die Kommission

der Motion Stark 24.4064  ohne Änderungen

zu. Diese fordert, dass das Deponieren aller Ar-

ten von Holzaschen auch künftig – und nicht nur

bis Ende 2025 – erlaubt bleibt, solange keine al-

ternativen Verwertungspfade zur Verfügung ste-

hen. Damit will die Kommission drohenden Ent-

sorgungsengpässen vorbeugen und die ressour-

censchonende Nutzung erneuerbarer Holzener-

gie fördern.

KEINE WKK-FÖRDERUNG IM RAHMEN
DER STROMRESERVE

Mit 15 zu 10 Stimmen beantragt die Kommission,

die Förderung von Wärme-Kraft-Kopplungs-Anla-

gen (WKK-Anlagen) aus der Änderung des

Stromversorgungsgesetzes (Stromreserve,

24.033 ) zu streichen. Sie schliesst sich damit

dem Beschluss des Ständerates an. Aus Sicht der

Kommissionsmehrheit ist es nicht sinnvoll, die

beschränkten Mittel zur Förderung der erneuer-

baren Energien für Anlagen einzusetzen, die in

erster Linie mit fossilen Brennstoffen betrieben

werden, zumindest in der näheren Zukunft. Die

Minderheit möchte an dieser Förderung festhal-

ten, dabei aber vorschreiben, dass die geförder-

ten Anlagen bis 2040 zu 82 % und bis 2050 zu

100 % mit erneuerbarem Gas betrieben werden.
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RÜCKWIRKUNG ZULASSEN FÜR ABGEL-
TUNGEN AN PFAS-SANIERUNGEN

Mit 15 zu 0 Stimmen bei 6 Enthaltungen hat die

Kommission beschlossen, eine parlamentarische

Initiative auszuarbeiten ( 25.440 ). Für die Un-

tersuchung, Überwachung und Sanierung von

Standorten, die mit PFAS-haltigen Löschschäu-

men belastet sind, sollen Abgeltungen aus dem

VASA-Fonds auch rückwirkend möglich sein. Das

sieht das Umweltschutzgesetz bereits für andere

Verunreinigungen vor, damit die Sanierungen

rasch vorangetrieben werden können.

Die Kommission hat am 12. und 13. Mai 2025 un-

ter dem Vorsitz von Nationalrat Christian Imark

(V, SO) und teilweise in Anwesenheit von Bundes-

rat Albert Rösti in Bern getagt.
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